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Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber den Vorgang bezüglich der Verpflichtung einzelner Mit⸗ 

glieder der Pfarrgemeinde (§ 35 des Gefetzes vom 7. Mai 1824, 

R. G. Bl. Nr. 50) zur Beitragsleiſtung für Kirchen- und 
Pfarrhofbauten. 

Im Jahre 1877 wurde durch techniſchen Befund der Vidum in 
Zell, Bezirk Kuſſtein für ſo baufällig erklärt, daß ein vollſtändiger Neu⸗ 
bau unvermeidlich ſei. 

Die Kirchengemeinde Zell beſteht aus der Ortsgemeinde Thierberg, | 
aus der zur Ortsgemeinde Kufſtein gehörigen Parcelle Zell, in deren 
Territorium Kirche und Vidum ſtehen, und aus einem Theile der Orts⸗ 
gemeinde Langkampfen. 

In Ermanglung einer eigentlichen Kirchengemeindevertretung wurde 
von den ſteuerzahlenden Mitgliedern der Kirchengemeinde über Aufforde⸗ 
rung der Bezirkshauptmannſchaft ein Comite gebildet, um Namens der 
Gemeinde dieſe Bauangelegenheit auszutragen. 

Das Comite veranſtaltete wiederholte Verſammlungen der ſteuer⸗ 


worden waren und weil das Ordinariat nicht die Erklärung abgebe, daß 
das Vidumsgebäude Eigenthum der Kirchengemeinde ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied unterm 28. Februar 1883, 
3. 3278, wie folgt: „Die Forderung wegen Abgabe der Erklärung 
von Seite des Ordinariates iſt im Geſetze nicht begründet und auch die 
Einwendung, daß der Bau eigenmächtig ohne Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Formalitäten begonnen worden ſei, iſt nicht ſtichhältig; denn es 
wurde nach den Beſchlüſſen der überwiegenden Mehrheit der ſteuertra⸗ 
genden Kirchengemeindemitglieder vorgegangen, ohne daß dagegen eine 
Beſchwerde eingebracht worden wäre. In dieſer Sache iſt nach § 57 
des bezogenen Reichsgeſetzes die für Tirol noch giltige Concurrenznorm 
für Kirchen⸗ und Vidumsgebäude, verlautbart mit Hofdecret vom 28. Mai 
1816, 3. 27.404 (Prov.⸗Geſ.⸗Samiml. Jahrgang 1816, III. Bd., 


2. Thl., Seite 137) maßgebend, nach welcher bei Vidumsbaukoſten der 
ganze nach Abzug des eventuellen Patronatsdrittel verbleibende Betrag 


unter ſämmtliche Realitätenbeſitzer der Gemeinde (Kirchengemeinde) ohne 
Unterſchied nach dem Steuerfuße zu repartiren iſt. Da nun alle Re⸗ 
ſtanten mit Ausnahme eines Einzigen Realitäten im Rayon der Kirchen⸗ 
gemeinde Zell beſitzen, fo find auch alle mit Ausnahme dieſes Einzigen 
gehalten, zu den Vidumsbaukoſten in Zell nach dem Maße der ihnen 
zur Zeit des Baues im Jahre 1877 vorgeſchriebenen Leiſtungen an 
Grundſteuer beizutragen. In dieſem Sinne iſt ſohin vom Comite jeder 
Partei ihr Umlagenbetreffniß individuell zu bemeſſen, wobei natürlich 
in Bezug auf Richtigkeit der Bemeſſung dem Betreffenden das Be- 
ſchwerderecht unbenommen bleibt.“ 

Die Statthalterei hat im Recurswege mit Erkenntniß vom 5. Octo⸗ 
ber 1883, 3. 17.440, die Entſcheidung I. Inſtauz behoben und er- 
kannt, daß das Begehren des Comite um Hereinbringung rückſtändiger 
Concurrenzbeiträge keinen Gegenſtand der Judicatur der ſtaatlichen 
Eultusbehörden bildet. „Dieſetben find in Sachen der Beiträge zu kirch⸗ 
lichen Bauten nur competent, wenn fie auf Grund des § 57, al. 4 
des Geſetzes vom 7. Mai 1874 über die äußeren Rechtsverhältniſſe 
der katholiſchen Kirche zu entſcheiden haben, und auch dann muß ſich 
ihr Spruch auf die Feſtſetzung der Quoten beſchränken, mit welchen die 
ſelbſtſtändigen öffentlich⸗rechtlichen Perſonen (Kirche, Patron, Stiftungen, 


tragenden Kirchengemeindemitglieder, um über die Frage des Neubaues Gemeinden) zu concurriren haben. Bei Fällung der nunmehr aufgeho⸗ 
Beſchluß zu faſſen. Mit weitaus überwiegender Majorität beſchloſſen die- benen Entſcheidung find dieſe beiden weſentlichen Geſichtspunkte nicht 
ſelben die Aufführung eines Neubaues und genehmigten auch die Ueber- beachtet worden, fie it daher in mehrfacher Beziehung eine verfehlte. 


tragung des Baues an den Dekan und Stadtpfarrer in Kufſtein um 
die Pauſchalſumme von 5000 fl., ohne daß Jemand dagegen eine | 
ſchwerde eingebracht hätte. 

Die Hereinbringung dieſer Baukoſtenſumme unternahm das Comité 
auf die Weiſe, daß dieſelbe auf die ſteuertragenden Kirchengemeindemit⸗ 
glieder als Zuſchlag zu den directen Steuern, nämlich Grundſteuer, 
Erwerbſteuer und Einkommenſteuer repartirt wurde. Einige wenige Mit⸗ 
glieder verweigerten die Zahlung vornehmlich aus dem Grunde, weil 
die im Geſetze vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, enthaltenen 
formalen Beſtimmungen vor dem Beginne des Baues nicht beobachtet 


Sie erfloß als erſter behördlicher Act von öffentlich-rechtlicher Wirkung 


zu einer Zeit, wo der Bau ungeachtet des unausgeſetzten Widerſpruches 


| einiger Intereſſenten gegen die Nothwendigkeit desſelben und gegen die 


Art der beabſichtigten Koſtenbeſtreitung bereits vollendet war, während 
das Geſetz keine Majoritätsbeſchlüſſe kennt, ſondern unzweifelhaft Ein⸗ 
verſtändniß ſämmtlicher Betheiligten oder behördliche Entſcheidung for⸗ 
dert. Die früheren Schritte der Bezirkshauptmaunſchaft in dieſer Ange⸗ 
legenheit entbehren jeder rechtlichen Bedeutung, weil der einzige, dem 
eine ſolche innegewohut hätte, nämlich die Anordnung der mündlichen 
Concurrenzverhandlung unter der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft, 
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unterblieben iſt. Aber auch die Unausſtelligkeit des ganzen Verfahrens Nachmittage, jedoch erſt nach ihrem Dienftesaustritte auf ihre eigene 


und den richtigen Zeitpunkt der Fällung der Entſcheidung angenommen, 
iſt dieſelbe eine verfehlte, weil die Concurrenzquoten individuell nach 
der Grundſteuerleiſtung der eingepfarrten Realitätenbeſitzer beſtimmt 
wurden, während nur jene Beiträge feſtzuſtellen geweſen wären, welche 
auf die betheiligten Ortsgemeinden Kufſtein, Thierſee und Langkampfen 
nach Maßgabe der Summe ſämmtlicher directen Steuern entfallen, welche 
in den eingepfarrten Gemeindetheilen zu entrichten find. Denn die Cultus⸗ 
umlagen ſind in formeller Beziehung nach dem dermaligen Stande der 
Geſetzgebung den Gemeindeumlagen im Allgemeinen gleich zu halten, 
fie treffen alſo in der Regel alle directen Steuern und es iſt ebenfo wenig 
wie beim Gemeindeaufwande Sache der politiſchen Behörden, zu ers 
kennen, wie ein von ihnen geſetzmäßig beſtimmter Eultusaufwand 
innerhalb der Ortsgemeinden von den autonomen Behörden aufge- 
bracht wird. Streitigkeiten in dieſer Richtung ſind im Zuge der auto⸗ 
nomen Inſtanzen zu entſcheiden. Aus dem Gefagten erhellt, daß die 


legale Vertretung der Kirchengemeinde Zell aus den Vorſtehern der 


drei betheiligten Ortsgemeinden beſteht und daß ein mit Majorität von 
den Steuerträgern gewählter Ausſchuß keinerlei öffentlich-rechtliche Befug⸗ 
niſſe beſitzt und im beſten Falle unter Zuſtimmung der Ortsgemeinde⸗ 
vertretungen als Executivorgan fungiren kann. Die Competenzableh⸗ 
nung des beſtandenen Comité's der Steuerträger der Kirchengemeinde 
Zell vom 16. December 1876 hätte hieſür als Fingerzeig dienen 
können. Hiemit erſcheint auch motivirt, warum die Statthalterei nicht in 
der Lage iſt, an Stelle der aufgehobenen erſtinſtanzlichen eine meri⸗ 
toriſche Entſcheidung zweiter Inſtanz zu treffen.“ 

Ueber Vorſtellung des Comité hat jedoch das Miniſterium für 
Cultus und Unterricht unterm 19. Februar 1884, 3. 23.217, die 


Intervention in das Krankenhaus aufgenommen wurde, uud ſich ſchon 
bald nach ihrem Dienſtesantritte Erſcheinungen dieſes Leidens gezeigt 
haben. 

Der Tiroler Landesausſchuß war der Anſicht, daß dieſe Angelegen⸗ 
heit im autonomen Wirkungskreiſe auszutragen ſei, und erſuchte daher 
diesbezüglich die Entſcheidung des Miniſteriums einzuholen, nachdem 
die Statthalterei an der Competenz der politiſchen Behörden zur Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Frage feſtgehalten hatte. Das k. k. Miniſteriun des 
Innern hat aber unterm 14. Februar 1884, Z. 520, entſchieden, daß 
die Statthalterei in II. Inſtanz über den Recurs des K. zu entſcheiden 
habe, weil der politiſchen Behörde bei dem Ausſpruche über die Erſatz⸗ 
pflicht des Dienſtgebers die Beurtheilung der hiefür maßgebenden Ver⸗ 
hältniſſe auf Grund der bezüglichen geſetzlichen Vorſchriſten zuſtehen 
muß, da zu den im Geſchäftskreiſe der politiſchen Verwaltung zu öffent⸗ 
lichen Zwecken einzubringenden Geldleiſtungen auch die von den Dienft- 
gebern für die Behandlung der erkrankten Dienſtboten in einem allge⸗ 
meinen öffentlichen Krankenhauſe nach Maßgabe der beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften zu vergütenden Verpflegskoſten gehören (8 3 der 
kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96). 

Die Statthalterei ließ ſich nun von folgenden Erwägungen bei 
ihrer Entſcheidung leiten: 

„Wenn über dieſen Recurs lediglich nur die Judicatur zur Nicht 
ſchnur genommen würde, welche nach der Praxis der letzten Jahre, 
nämlich ſeit dem Jahre 1879, eingehalten wird, wornach nur auf das 
Moment des beſtehenden Dienſtverhältniſſes Gewicht gelegt wird, und 
daher mit den Erläſſen des k. k. Miniſteriums des Innern vom 8. Octo⸗ 
ber 1879, 3. 13.400, und 18. November 1879, 3. 14.378, Dienſt⸗ 


Entſcheidung der Statthalterei behoben, „weil die von derſelben hervor- geber von der Zahlungspflicht losgeſprochen wurden, weil im erſteren 
gehobene Unregelmäßigkeit des Verfahrens in der Sache an ſich die Falle der Dienſtbote zur Zeit der Aufnahme in das allgemeine Kranken⸗ 
Jucompetenz der politiſchen Behörden zu einem meritoriſchen Abſpruche haus ſich nicht mehr im Dienſte des Recurrenten befand, im letzteren, 
nicht begründet, und weil andererſeits die genannten Behörden im Sinne | weil der Eintritt der Magd des Recurrenten in das Spital erſt an dem 
der SS 35, 36, 57 des Geſetzes von 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, auf die Löſung des Dienſtverhältniſſes folgenden Tage ſtattfand, fo 
ohne Zweifel auch dann zur Entſcheidung competent ſind, wenn es müßte, weil H. an demſelben Nachmittage bereits des Dienſtes enthoben 
ſich, wie vorliegenden Falles, abgeſehen von der Concurrenzpflicht der war, als ſie im allgemeinen Krankenhauſe Aufnahme gefunden hatte, 
Gemeinde ſelbſt gegenüber den anderen Factoren der kirchlichen Baulaſt dem Recurſe des Reſtaurateurs K. Folge gegeben und die Entſcheidung 


(Kirche, Patron u. dgl.), darum handelt, ob der eine oder andere 
einzelne Steuerträger in der Gemeinde zur Beitragsleiſtung verpflichtet 
iſt. Dieſe Frage hängt nicht von irgend welchen, die Gemeindeverfaſſung 
angehenden Momenten, ſondern davon ab, ob Jemand als Mitglied 
der Pfarrgemeinde anzuſehen iſt (8 35 des Geſetzes vom 7. Mai 
1874), zumal im Sinne der Definition der Pfarr gemeinde (ebendort) 
überhaupt nicht die (Orts-) Gemeinde als ſolche, ſondern vielmehr die 
Pfarrgemeinde und innerhalb derſelben die einzelnen im Pfarrbezirke 
wohnhaften Katholiken als die eigentlichen Träger der bezüglichen Ver⸗ 
pflichtung erſcheinen und für die von der Statthalterei behufs Abgren⸗ 
zung der Competenz der politiſchen Behörden aufgeſtellte Unterſcheidung 
anch ſonſt in den Geſetzen nirgend ein Anhalt ſich findet. Demgemäß 
erſcheint die im angefochtenen Erlaſſe erfolgte Ablehnung einer admi⸗ 


des Stadtmagiſtrates aufgehoben werden. 

Die Entſcheidung des Stadtmagiſtrates gründet ſich aber auf 
§ 22 des vorerwähnten Landesgeſetzes (vom 22. Jänner 1879), welches 
lautet: „Erkrankt ein Dienſtbote, ſo hat der Dienſtgeber für deſſen 
Verpflegung Sorge zu tragen, und können die aufgewendeten Koſten 
vom Lohne nur dann abgezogen werden, wenn der Dienſtbote durch 
ſein eigenes Verſchulden erkrankt iſt. Dauert die Krankheit länger als 
drei Wochen, ſo iſt der Dienſtbote nach Ablauf dieſer Zeit wie ein 


anderer in keinem Dienſtverhältniſſe ſtehender erkrankter Arme zu 
behandeln.“ 
Es kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß A. H. au Peri⸗ 


metritis bereits erkrankt war, als ſie noch als Dienſtbote beim Reſtaurateur 
K. ſich befand, denn derſelbe geſteht dies ja ſelbſt in ſeinem Recurſe zu, 


niſtrativen Entſcheidung nicht begründet und wird die Statthalterei auf⸗ und ſomit war K. vorſteheuder Geſetzesbeſtimmung gemäß verpflichtet, für 
gefordert, über den Recurs gegen den Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft deren Verpflegung durch drei Wochen Sorge zu tragen, da er bis dahin 
mit einer meritoriſchen Entſcheidung vorzugehen.“ M. R. für deren Krankenpflege nicht geſorgt hatte und das Dienſtverhältniß 
etwa nicht in Folge vorgängiger regelmäßiger Aufkündigung, ſondern 
dem 8 25 der Dienſtbotenordnung gemäß durch beiderſeitiges Einverſtändniß 
Zur Entſcheidung über Bezahlung von Krankenverpflegskoſten an demſelben Nachmittage gelöſt worden war, an welchem H. in das 


auf Grund der Beſtimmungen der Dienſtbotenordnung ſind die Spital eingetreten iſt. 


autonomen Organe nicht berufen. — Moment des beſtehenden 
Dienſtverhältniſſes oder der Spitalsbedürftigkeit. 

Der Stadtmagiſtrat N. hat unterm 31. Auguſt 1883, Z. 7595, 
entſchieden, daß C. K., Reſtaurateur in 3, die Verpflegskoſten für 
A. H., welche am 16. Juli Nachmittags mit ihrem Einverſtändniſſe 
von ihm des Dienſtes als Köchin entlaſſen und am nämlichen Nach⸗ 
mittage in das allgemeine öffentliche Krankenhaus aufgenommen wurde, 
auf Grund des Geſetzes vom 22. Jänner 1879 ($ 22 der Dienſtboten⸗ 
ordnung für Tirol) zu zahlen habe. 

Der Reſtaurateur K. hat ſich ſohin unterm 21. September an 
den Tiroler Landesausſchuß mit der Bitte gewendet, ihn von der Bezah⸗ 
lung dieſer Verpflegskoſten zu entheben, weil der $ 22 des vorerwähn⸗ 
ten Geſetzes auf den vorliegenden Fall keine Anweudung ſinden könne, 
indem A. H. mit ihrer perſönlichen Einwilligung am 16. Juli Nach⸗ 
mittags aus ſeinem Dienſte entlaſſen, und zwar allerdings am nämlichen 


Demnach iſt die Entſcheidung des Stadtmagiſtrates eine geſetzlich 
begründete, ſteht übrigens auch mit der Judicatur in den früheren Jahren, 
nämlich vor dem Jahre 1879, in vollſter Uebereinſtimmung, wor⸗ 
nach das Vorhandenſein des Krankheitskeimes während des beſte— 
henden Dienſtverhältniſſes ſchon als Erkrankung im Dienſte angenommen 
wurde (Erlaß des k. k. Miniſteriums des Inneru vom 24. Septem⸗ 
ber 1869, 8. 14.218); ja vermöge der Miniſterialerläſſe vom 
18. Mai 1872, 3. 5257, und 5. Mai 1878, Z. 3453, wurde ſelbſt 
bei Erkrankungen, deren Urſache ein chroniſches Leiden war, der Dienſt⸗ 
geber, in deſſen Dienſte die Spitalbedürftigkeit eingetreten war, zahlungs⸗ 
pflichtig erklärt. 

Wenn der Grundſatz ſeſtgehalten würde, daß bei Entſcheidungen 
über die Zahlungspflicht des Dienſtgebers für deſſen erkrankten Dienſt⸗ 
boten lediglich nur das Dienſtverhältniß zu jener Zeit, wo der Dienſt⸗ 
bote in das Krankenhaus aufgenommen wird, maßgebend ſein ſoll, würden 
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dadurch auch Umgehungen des vorerwähnten Geſetzes erheblich erleichtert. Anſpruch genommen. Zu dieſem Anſuchen war aber die genannte k. k. 


Denn es iſt allgemein bekannt, daß die Dienſtboten in der Regel ſehr 
ungern im Spitale Aufnahme ſuchen und auf alle mögliche Weiſe den 
Eintritt in dasſelbe wenigſtens zu verzögern trachten, ſo daß ſie ſo 
lange als möglich, wenn auch in äußerſt kümmerlichen Verhältniſſen, 
außerhalb des Spitales ſich aufhalten, wo ſie gleichzeitig den vermeint⸗ 
lichen Vortheil genießen, ſich auch an Curpfuſcher wenden zu können, 
was im Krankenhauſe nicht möglich iſt. 

Wenn nun der Dienſtgeber dem kranken Dienſtboten erklärt, daß 
er unmöglich im Hauſe behalten werden könne, ſondern in das Spital 
übergeben werden müſſe, ſo wird in der Regel der Dienſtbote mit dem 
Antrage des Dienſtgebers ſich vollkommen einverſtanden erklären und 
den Dienſtvertrag gegen eine geringe Entſchädigung auflöſen, weil ihm 
der Eintritt in das Krankenhaus ja immer offen ſteht, wenn er uner⸗ 
läßlich nothwendig wird und es ihm gleichgiltig iſt, ob der Dienftgeber 
oder der Landesfond die Verpflegskoſten für ihn zahlt, während er mit 
dem erhaltenen Gelde wenigſtens 12 — 14 Tage außerhalb des Spitales 
leben kann und für den Fall, als er genöthigt ſein ſollte, vor Ablauf 
dieſer Zeit die Aufnahme im Spitale nachzuſuchen, einiges Geld für 
die Zeit der Reconvalescenz behält. 

Die Statthalterei hat aus dieſen Gründen unterm 5. April 1884, 
3. 5043, die Entſcheidung des Magiſtrates betätigt. “) A. B. 


Die Ausſcheidung eines öffentlichen Gutes, welches bei der Neu- 
anlegung des Grundbuches als Privatgut eingetragen wurde, 
kann von der politiſchen Behörde mittelſt eines einfachen Ge⸗ 

ſuches und nicht erſt im Rechtswege verlangt werden. 

Anläßlich der Neuanlegung der Grundbücher für die Kataftral⸗ 
gemeinden D. und L. hatte die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in P. in 
Vertretung des k. k. Aerars die in der Kataſtralgemeinde D. gelegenen 
Bachparcellen K. Z. 425, 426, 427, 428, 430, 431, 432, 433/1, 
433 2 und 433/3 und die in der Kataſtralgemeinde L. gelegene 
Bachparcelle K. Z. 809 als öffentliches Gut in Anſpruch genommen. 
Nachdem aber bei den Localerhebungen der Eigenthümer des landtäfli⸗ 
chen Gutes L. mit S. auf dieſe Bachparcellen Privatanſprüche erhob und 
dieſelben in Folge deſſen in die neue Landtafeleinlage des Gutes L 
mit S. als Privatgut aufgenommen wurden, begehrte das k. k. Aerar 
die Ausſcheidung dieſer Parcellen als öffentliches Gut aus der neuen 
Landtafeleinlage des genannten Gutes L. mit S. 

Das k. k. Landesgericht in Prag hat mit Beſcheid vom 17. April 1883, 
Z. 45.347, das k. k. Aerar mit dieſem Begehren auf den Rechtsweg 
gewieſen, weil der Eigenthümer des Gutes L. mit S. in die begehrte 
Ausſcheidung nicht eingewilligt hat und ein rechtskräftiges Erkenntniß der 
zuſtändigen politiſchen Behörden, wonach dieſe Parcellen als öffentliches 
Gut erklärt worden wären, nicht vorliegt, außer dieſen Fällen aber die 
Ausſcheidung der genannten Parcellen aus dem Grundbuche nur auf 
dem Rechtswege (§ 9 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 96) durchgeſetzt werden kann und zur Einbringung der betrej- 
fenden Klage dem k. k. Aerar eine Friſt von einem Jahre, vom Tage 
der eingetretenen Rechtskraft dieſes Beſcheides angefangen, ertheilt. 

Dem Recurſe der k. k. Finanzprocuratur in Vertretung des 
öffentlichen Gutes hat das k. k. Oberlandesgericht in Prag mit Er⸗ 
ledigung vom 9. October 1883, 3. 28.528, Folge zu geben und den 
angefochtenen Beſcheid dahin abzuändern befunden, daß dem k. k. Lan⸗ 
desgerichte auſgetragen werde, die oben genannten, in der Kataſtral⸗ 
gemeinde D. gelegenen Bachparcellen und die in der Kataſtralgemeinde 
L. gelegene Bachparcelle als öffentliches Gut aus der neuen Landtafel⸗ 
einlage für das Gut L. mit S. auszuſcheiden und die Eintragung der 
erſteren Parcellen in das im Grundbuche für die Kataſtralgemeinde D. 
eingelegte Verzeichniß über das öffentliche Gut, ferner die Eintragung 
der letzteren Bachparcelle in das im Grundbuche für die Kataſtral⸗ 
gemeinde L. eingelegte Verzeichniß über das öffentliche Gut zu veran⸗ 
laſſen; 

denn die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in P. hat anläßlich der 
vom k. k. Bezirksgerichte in D. vorgenommenen Neuanlegung der Grund⸗ 
bücher für die Kataſtralgemeinden D. und S. mit dem Amtsſchreiben 
vom 20. Jänner 1879, 3. 275, die mehrerwähnten, in den Kataſtral⸗ 
gemeinden D. und L. gelegenen Bachparcellen als öffentliches Gut in 


) Siehe Zeitſchrift für Verwaltung 1880, Seite 28. 
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Bezirkshauptmannſchaft geſetzlich berufen. Nach § 3 des Reichsgeſetzes 
vom 30. Mai 1869, R. G. Bl Nr 93, und des Landesgeſetzes für 
Böhmen vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 71, ſind nämlich 
auch die nicht zur Fahrt mit Schiffen oder gebundenen Flöſſen dienenden 
Strecken der Ströme und Flüſſe, ſowie Bäche und andere fließende oder 
ſtehende Gewäſſer öffentliches Gut, inſoweit fie nicht in Folge geſetzlicher 
Beftimmungen oder beſonderer Privatrechtstitel Jemandem gehören. Es 
iſt ſohin nach dem Geſetze die Eigenſchaft derlei Gewäſſer als öffentliches 
Gut die Regel und das Privateigenthum an derlei Gewäſſern die Aus⸗ 
nahme. Die Wahrung der Eigenſchaft der Gewäſſer als öffentliches Gut 
gehört in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden, welche demnach 
berufen erſcheinen, abzuſprechen, ob ein Gewäſſer im Sinne des Geſetzes 
öffentliches Gut ſei. Im Hinblicke auf § 6 der obeitirten Geſetzs ergibt 
ſich, daß der mit den Erhebungen behufs Anlegung neuer Grundbücher 
betraute richterliche Beamte — da von der Aufnahme in das Grund⸗ 
buch, beziehungsweiſe in die Landtafel, das öffentliche Gut gemäß 8 2 
des Geſetzes vom 5. December 1874, L. G. Bl. Nr. 92 für Böhmen, 
ausgeſchloſſen iſt — von der geſetzlichen Regel ausgehend, Ströme, 
Flüſſe, Bäche in das nach $ 33 dieſes Geſetzes auſzunehmende Verzeichniß 
einzubeziehen und im Falle eines auf derlei Liegenſchaften erhobenen 
Privatanſpruches die darüber geſetzlich vorgeſchriebenen Erhebungen zu 
pflegen hat. Er erſcheint aber hiebei nicht berufen, wenn die politiſche 
Behörde dem Privatanſpruche entgegentritt, den dafür vorgebrachten 
Privatrechtstitel nicht anerkennen zu dürfen erachtet und auf der Wah⸗ 
rung der Eigenſchaft des betreffenden Gewäſſers als öffentliches Gut 
beharrt, entgegen der Erklärung der politiſchen Behörde, eine Entſcheidung 
über den Privatanſpruch zu fällen, daß das in Rede ſtehende Gewäſſer 
nicht als öffentliches Gut anzuſehen, ſondern als Privatgut in das 
Grundbuch, beziehungsweiſe in die Landtafel aufzunehmen ſei. Daß 
der Eigenthümer des landtäflichen Gutes L. mit S. bei Vornahme 
der Localerhebungen in Anſehung der in den Kataſtralgemeinden D. 
und L. gelegenen landtäflichen Liegenſchaften einen Privatrechtstitel 
auf die hier in Rede ſtehenden Bachparcellen dargethan hätte, iſt aus 
den betreffenden Erhebungsacten nicht zu entnehmen. Es war daher 
weder das k. k. Bezirksgericht in D., noch das k. k. Landesgericht 
befugt, dieſe Bachparcellen als Privatgut zu behandeln und in die Land⸗ 
tafel aufzunehmen, vielmehr liegt eine Anomalie darin, die politiſche 
Behörde als Privatpartei anzuſehen und das Präjudiz zu ſchaffen, daß 
die politiſche Behörde in Wahrung der geſetzlichen Eigenſchaft des fließenden 
Gewäſſers als öffentliches Gut mit einer Anmeldung im Sinne des 
Ss 7, lit. a des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, auf⸗ 
trete und nach darüber im Sinne des § 9 dieſes Geſetzes durchzuführenden 
Verfahren auf den Rechtsweg verwieſen werde; im Gegentheile muß es 
dem Beſitzer des landtäflichen Gutes L. mit S. überlaſſen werden, 
etwa im politiſchen Inſtanzenzuge die Anerkennung der obgenannten Bach⸗ 
parcellen als nicht öffentliches Gut, ſondern als ſein Privateigenthum 
zu erwirken. Im Grunde dieſer Erörterungen mußte der angefochtene 
Beſcheid im obergerichtlichen Sinne abgeändert werden. 

Dagegen brachte der Beſitzer des landtäſlichen Gutes L. mit S. 
den Reviſtonsrecurs ein und führte in demſelben aus: 

Das k. k. Oberlandesgericht überſieht, daß der Entwurf der neuen 
Landtafeleinlage ſeit 1. Mai 1882 ſchon als Einlage zu behandeln 
und daher eine Aenderung der bezüglichen Eintragungen nur nach dem 
Geſetze vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, erfolgen kann; eine 
Aenderung kann bei Abgang einer Einigung der Betheiligten nur im 
Rechtswege erwirkt werden, da Recurrent ſchon Rechte erworben hat. 
Eine politiſch⸗behördliche Entſcheidung kann ſie nicht aufheben; eine ſolche 
liegt übrigens hier nicht vor, ſondern blos eine Anmeldung. Die Re⸗ 
clamation erfolgte zu einer Zeit, als das Anlegungsverfahren ſchon 
geſchloſſen war; die reclamirten Parcellen ſind ſchon Zugehör des Gutes. 
Bei dem Widerſpruche des Recurrenten iſt der erſtgerichtliche Beſcheid 
begründet, daher um deſſen Beſtätigung gebeten wird. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
27. Jänner 1884, Z. 435, dieſen Reviſionsrecurs mit Bezug auf die 
geſetzmäßige Begründung der obergerichtlichen Erledigung abzuweiſen be⸗ 
funden. Jur. Bl. 


Geſetze und Berorönungen. 
1883. II. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
XXII. Stück. Ausgeg. am 10. September. 

Nr. 63. Geſetz vom 18. Juli 1883, wirkſam im Königreiche Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, enthaltend die Bauordnung 
für die königl. Hauptſtadt Krakau. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 15. October. 

Nr. 64. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 8. Auguſt 1883, 
Z. 49.903, über die Führung des Kataſters und Ueberwachung des Rindvieh⸗ 
ſtandes in den Grenzbezirken Galiziens und des Großherzogthumes Krakau auf 
Grund des Geſetzes vom 29. Februar 1880 und der Durchführungsverordnung 
vom 12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 37 und 38. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 20. October. 

Nr. 65. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 18. Auguſt 1883, 
3. 46.563, betreffend die Verordnung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
17. Juli 1883, 3. 5701, womit die 88 65 und 66 der Apotheker⸗Gremial⸗ 
ordnung vom 1. Jänner 1835, 3. 982 (Pr. G. S. Nr. 29), abgeändert werden. 

Nr. 66. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 24. September 1883, 
3. 46.053, in Betreff der Beiſtellung der Vorſpann für die k. k. Officiere der 
Geſtütsbranche. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 23. October. 

Nr. 67. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 11. October 1883, 
Z. 64.435, betreffend den Beginn der Wirkſamkeit der Miniſterialverordnung 
vom 18. Auguſt 1883, R. G. Bl. Nr. 141, über die Brandzeichnung des 
Rindviehes. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 5. November. 

Nr. 68. Kundmachung des Präſidiums der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction vom 20. September 1883, Z. 212 pr., betreffend die Errichtung einer 
k. k. Forſtwartſchule in Bolechow. 

Nr. 69. Kundmachung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 21. October 
1883, 8. 10.508, womit die Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums, betreffend 
den Beginn der Amtswirkſamkeit des neu errichteten Bezirksgerichtes in Czarny 
Dunajec, ſowie die Aenderung des Sprengels desſelben verlautbart wird. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 24. November. 

Nr. 70. Verordnung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 28. October 
1883, Z. 3883 pr., womit der Beginn der Wirkſamkeit der hierortigen Ver⸗ 
ordnung vom 7. Jänner 1883, Z. 13.109, betreffend die Ausſcheidung der Ort⸗ 
ſchaft Zukow aus dem Sprengel der Bezirksvertretung in Kolomyja und deren 
Zuweiſung zum Sprengel der Bezirksvertretung in Horodenka kundgemacht wird, 

Nr. 71. Verordnung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 30. October 
1883, 8. 5751 pr., betreffend die Ausſcheidung der Ortſchaften Uscie zielone, 
Miedzygerze, Luka und Troscianiee aus dem Sprengel der Bezirksvertretung in 
Tlumacz und deren Zuweiſung zum Sprengel der Bezirksvertretung in Buczacz. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 15. December. 

Nr. 72. Geſetz vom 17. November 1883, giltig für das Königreich 

Galizien und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, womit der Gemeinde 
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Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
IX Stück. Ausgeg. am 17. Juli. 

9. Verordnung der Bufowinaer k. k. Landesregierung vom 11. Juni 1883, 
8. 6211, betreffend die Beeidung der von den Gemeinden aufgeſtellten Sicherheitswach⸗ 
organe (Polizeidiener) durch die k. k. politiſchen Bezirksbehörden. 

10. Kundmachung des Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 7. Juli 1883, 
betreffend die Bewilligung zur Aufſtellung der im Landesgeſetze vom 3. November 
1882 (L. G. und V. Bl. XVIII, 23) auf der von Mold. Banilla über Petroutz, 
Preſekareni an die Grenze des Storozynetz⸗Serether Bezirkes führenden Concurrenz⸗ 
ſtraße feſtgeſtellten Mauthen. 

X. Stück. Ausgeg. am 10. Auguſt. 

11. Kundmachung der k. k Finanzdirection für das Herzogthum Bukowina 
vom 1. Auguſt 1883, Z. 8197, betrefſend die Einführung eines neuen Tarifes 
über die Preiſe für unveränderte, dann für adjuſtirte und rectiſteirte Mappen⸗ 
abdrücke, für Mappencopien, Abſchriſten der Grundbeſitzbögen und ſonſtiger Operate. 

(Fortſetzung folgt.) 


nungshofe Leopold Ritter von Wieſer taxfrei die Würde eines geheimen Rathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Franz 
Ly ſek anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanz⸗Landesdirector in Inns⸗ 

bruck Karl Huber eine ſyſtemiſirte Miniſterialrathsſtelle im Finanzminiſterium 
verliehen. 

Meine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitätsrefe⸗ 
renten in Graz Dr. Ferdinand Ritter von Scherer anläßlich deſſen Penſionirung 
den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Wilhelm Peintinger in 

Wien anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Eharakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Wr.⸗Neuſtadt Franz 
Freiherrn von Krauß zum Statthaltereirathe der Statthalterei in Wien ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern in Niederöſterreich Fried⸗ 
rich Freiherrn Bourguignon von Baumberg und Auguſt Freiherrn Czapka 
von Winſtetten den Titel und Charakter von Statthaltereiräthen taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Poſtſecretär Alois Daubrawa in Brünn den 
Titel und Charakter eines Poſtrathes taxfrei verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcommiſſär Karl Keesbacher in 
Linz zum Poſtſecretar daſelbſt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Viceforſtmeiſter Wenzel Mattauſchek der 
Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg zum Forſtmeiſter ernannt. 

Der Statthalter in Niederöfterreih hat die Conceptsprakticanten der 
Wiener k. k. Polizeidirection Moriz Stukart und Richard Tauber zu Conci⸗ 
‚ piften dieſer Polizeidirection ernannt. 
| 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Sectionschef beim gemeinſamen Oberſten Rech⸗ 
| 


Erledigungen. 

Ingenieursſtelle im oberöſterreichiſchen Staatsbaudienſte in der neunten 
Rangsclafſe, eventuell eine Bauadjunctenſtelle in der zehnten und eventuell eine 
Prakticantenſtelle mit 500 fl. Adjutum, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 228.) 

Bezirksthierarztesſtelle in der eilften Rangsclafſe in Rudolfswerth in 
Krain, bis 4. November. (Amtsbl. Nr. 228.) 

Bezirksthierarztesſtelle bei den politiſchen Behörden in Dalmatien, in der 
eilften Rangsclaſfe, bis 25. October. (Amtsbl. Nr. 228.) 
Förſtersſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Görz in der 


der Bezirksſtadt Biaka das Recht zur Erhebung einer Gemeindeabgabe von den zehnten Rangsclaſſe, bis 25. October (Amtsbl. = = 


im Gebiete dieſer Gemeinde gehaltenen Hunden ertheilt wird. 
XXIX. Stück. Ausgeg. am 22. December. 

Nr. 73. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. December 1883, 
8. 78.043, betreffend die Bewilligung der Gemeinde Probabin zur Erhebung 
eines Zuſchlages zu den directen Steuern. 

Nr. 74. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. December 1883, 
3. 78.044, betreffend die Bewilligung zur Einhebung eines Zuſchlages zur 
Verzehrungsſteuer für die Stadtgemeinden Czortkow und Sanok und für die 
Gemeinde Manaſtersko. 

Nr. 75. Geſetz vom 28. November 1883, wirkſam im Königreiche Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der Gemeinde 
Sadowa⸗Wiszuia, Mosciska'er Bezirkes, die Bewilligung zur Einhebung einer 
Auflage von ſpirituoſen Getränken ertheilt wird. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 28. December. 

Nr. 76. Geſetz vom 6. December 1883, giltig für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Discipfinar- 
gewalt über den Gemeindevorſtand und das Aufſichtsrecht der Oberbehörden 
über die Beamten der Dorfgemeinden. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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